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schränkung oder den Ausschluß der strafrechtlichen Verantwortlichkeit des 
Handelnden ziehen zu können. Dabei ignoriert sie ebenfalls, daß in vielen Fällen 
gerade dieses Zusammenwirken der verschiedensten Faktoren mit dem Ver­
halten des Handelnden von diesem bewußt in Rechnung gestellt oder sonst von 
ihm ausgenutzt, u. U. aber auch fahrlässig außer acht gelassen worden sein 
kann. Da sich nach dieser Theorie der „Grad der Kausalität“ um so mehr ver­
mindert, je weniger der Verbrecher durch sein Verhalten unmittelbar bei der 
Verursachung der gesellschaftsgefährlichen Folgen mitwirkt, erweist sich ihre 
theoretische und praktische Unhaltbarkeit besonders deutlich bei den Unter­
lassungsverbrechen. Denn bei diesen tut der Verbrecher selbst zur Herbeifüh­
rung der gesellschaftsgefährlichen Folgen überhaupt nichts, vielmehr läßt er 
ausschließlich andere Faktoren wirken, deren Wirksamkeit zum Schaden der 
Gesellschaft er kraft seiner sozialen Stellung und auf Grund seiner rechtlichen 
Verpflichtung zu hindern hat, so daß in diesen Fällen die gesellschaftsgefähr­
lichen Folgen nie unmittelbar durch das Verhalten des Verbrechers selbst, son­
dern immer mittelbar durch dessen Zusammenwirken mit u. U. sehr mannig­
faltigen natürlichen und gesellschaftlichen Vorgängen verursacht werden. In 
folgerichtiger Anwendung der Theorie vom Grad der Kausalität müßte das 
jedoch den Grad der Kausalität auf ein Nichts herabmindern und die strafrecht­
liche Verantwortlichkeit des Unterlassenden ausschließen. Auch diese Theorie 
ist nicht geeignet, unseren Straforganen bei der Aufdeckung komplizierter 
Kausalzusammenhänge zu helfen. Eine andere Frage ist es hingegen, wenn 
mehrere an einem Verbrechen Beteiligte bei dessen Verwirklichung eine unter­
schiedliche objektive Rolle spielen (als Täter, Gehilfe oder Anstifter) und für 
den verbrecherischen Erfolg in verschiedener Weise kausal werden. Dieser 
unterschiedlichen objektiven Rolle trägt die gesetzliche Regelung der Teil­
nahmebestimmungen (§§ 47 ff. StGB) Rechnung. Es ist aber unzulässig, über 
diese Regelung hinausgehende Schlußfolgerungen für das Bestehen oder den 
Ausschluß der strafrechtlichen Verantwortlichkeit der an einem Verbrechen Be­
teiligten, etwa auf Grund eines unterschiedlichen „Grades der Kausalität“ ihrer 
Handlungen für das verbrecherische Resultat, zu ziehen.

g) Der Feststellung des Kausalzusammenhangs kommt bei den so­
genannten Erfolgsverbrechen (siehe IV, 1) im Hinblick auf die straf­
rechtliche Beurteilung der Handlung eine andere Bedeutung zu als bei 
den einfachen Begehungsverbrechen (siehe IV, 2).

Bei den (vollendeten) Erfolgsverbrechen ist der Kausalzusammen­
hang zwischen der verbrecherischen Handlung und der vom Tatbestand 
als besonderes Verbrechensmerkmal gekennzeichneten Verletzung des 
Verbrechensgegenstandes (Erfolg) eine notwendige Voraussetzung für 
die Tatbestandsmäßigkeit des Handelns. Die Feststellung der Kausa­
lität muß in der Feststellung der Tatbestandsmäßigkeit einbegriffen 
sein. Bei den einfachen Begehungsverbrechen, deren Tatbestandsmäßig­
keit bereits mit der bloßen Vornahme des im Tatbestand als verbreche-
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